Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Freundinnen und Freunde,

im Namen der Jungen Union Freiburg heiße ich Sie sehr herzlich zu unserer Feier des 21. Jahrestages der Deutschen Einheit im Roten Bären willkommen.

Ich freue mich, dass Sie alle gekommen sind, um diesen Tag gemeinsam zu feiern. Ganz herzlich begrüße ich unseren Ehrengast und Hauptredner des heutigen Empfangs, Dr. Sven von Ungern-Sternberg. Es ist uns eine besondere Ehre, dass Sie heute zu uns sprechen werden.

Meine sehr verehrten Damen und Herren,

die deutsche Einheit ist eine Erfolgsgeschichte. Seit 21 Jahren sind wir wiedervereint in Frieden und Freiheit – was keinesfalls selbstverständlich ist.

Mit der friedlichen Revolution 1989 und der Wiedervereinigung am 3. Oktober 1990 wurden drei maßgebliche Dinge erreicht: Einigkeit und Recht und Freiheit.
Seit 21 Jahren gelten diese Prinzipien unserer Nationalhymne in einem Land, das mehr als vierzig Jahre lang geteilt war und in dem Freiheit, Demokratie und Menschenrechte Millionen von Menschen über Jahrzehnte verweigert worden waren.

Viele Deutsche haben mit der Wiedervereinigung zu Recht hohe Erwartungen verbunden. Und haben wir mit den eigentlichen Errungenschaften des 3. Oktobers 1990 nicht auch hohe Erwartungen erfüllt?
Einigkeit. Und Recht. Und Freiheit.


Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Freundinnen und Freunde,

1989 ist das totalitäre System in der ehemaligen DDR ins Wanken geraten ist. Am 9. November 1989 ist mit der Berliner Mauer der letzte Todesstreifen in Europa gefallen. Erst der Fall der Mauer hat den Weg zur Deutschen Einheit, die wir heute feiern, frei gemacht.

Die mutigen Bürgerinnen und Bürger in der DDR, die mit dem Ruf „Wir sind das Volk“ auf die Straße gegangen sind, sind ein Beispiel dafür, dass sich Freiheit und Demokratie auf Dauer nicht unterdrücken lassen.
Die Junge Union Freiburg begeht seit 7 Jahren feierlich den Tag der Deutschen Einheit hier im Roten Bären. Jedes Jahr wiederholen wir, dass die ehemalige DDR ein Unrechtsstaat mit einem diktatorischen Regime war. Die Bürgerinnen und Bürger in der ehemaligen DDR wurden bespitzelt, unterdrückt und verfolgt.

Bis zum Sieg der friedlichen Revolution am 9. November 1989 starben hunderte Ostdeutsche an der innerdeutschen Grenze, weil sie den Unrechtsstaat DDR verlassen wollten. 
Erschreckend ist aber doch, dass immer mehr junge Menschen von alledem nichts wissen. Im Geschichtsunterricht kommt die deutsche Geschichte ab 1949 leider immer öfter zu kurz.
Gerade die junge Generation muss wissen, dass die DDR eine menschenverachtende Diktatur mit Todesstrafe, Schießbefehl und Zersetzungsmaßnahmen der Staatssicherheit war. Und was für eine Errungenschaft unsere Demokratie ist! Und dass es sich lohnt, dafür einzutreten! Wir fordern daher, dass in den Schulen endlich umfassend über die Geschichte der DDR und die Verbrechen der SED aufgeklärt wird.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Freundinnen und Freunde,

am 3. Oktober 1990 wurde die Teilung Deutschlands und – das dürfen wir nicht vergessen – auch die Teilung Europas nach über 40 Jahren überwunden. 

Wir leben heute in Frieden und Freiheit in Europa. Das ist keineswegs selbstverständlich. 
Die Europäische Union erlebt momentan die bisher größte Herausforderung ihrer jungen Geschichte. 

Die Eurokrise (und ich spreche bewusst nicht nur von der Griechenlandkrise) stellt ganz Europa vor eine noch nie dagewesene Herausforderung. 

Es ist schon richtig: Wie jede Union lebt auch die Europäische Union von innerer Solidarität und gegenseitiger Rücksichtnahme.

Wir sollten uns aber auch fragen, wie weit diese Solidarität geht.

Mittlerweile bürgt die Bundesrepublik mit 211 Milliarden Euro. Zum Vergleich: Der Bundeshaushalt 2010 beträgt 369 Milliarden Euro.

Da fragen wir uns doch: Wann sind Grenzen erreicht? Inwieweit dürfen die Budgetrechte (also das höchste Recht eines jedes Parlaments), inwieweit also dürfen die Budgetrechte des Deutschen Bundestages auf Europäische Ebene übertragen werden? 

Wie soll es weitergehen? Hier müssen klare Antworten kommen. 

Immer mehr Menschen können das Gebilde Europäische Union nicht erfassen. Das zeigt sich jetzt einmal mehr. Hier muss Politik ansetzen. Wir Bürger müssen mehr in die europäische Politik eingebunden werden. 

Denn: wir brauchen ein starkes Europa. Nur ein geeintes Europa ist Zukunft. 

Unsere eigene, deutsche Geschichte, hat uns genau das gelehrt.
Am heuten Tag jährt sich zum 21. Mal die Deutsche Einheit. 

Dem Ruf „Wir sind das Volk“ folgte der Ruf nach Einheit: „Wir sind ein Volk!“ – das war der Ruf nach Recht und Freiheit für alle Deutschen.
Die CDU hat 1990 die historisch einmalige Chance genutzt, die beiden deutschen Staaten gegen alle Widerstände im In- und Ausland wieder zusammen zu führen. Dies war immer das Ziel christlich-demokratischer Politik. Darauf können wir stolz sein.
Aber der 3. Oktober 1990 war mehr als der formale Akt des Beitritts neuer Bundesländer aus der damaligen DDR zur Bundesrepublik Deutschland. Es war der erfolgreiche Abschluss einer beispiellosen Entwicklung, eine gewaltfreie Revolution, die dennoch oder gerade deshalb die Verhältnisse in Deutschland und – ich sage es noch einmal auch – in Europa grundlegend verändert hat.

Wir können heute stolz auf 21 gemeinsame erfolgreiche Jahre zurückblicken. Auch das ist keineswegs selbstverständlich. Wir müssen weiter daran arbeiten.

In Berlin hat es eine Partei ohne belastbare politische Inhalte und Visionen aus dem Stand heraus mit 8,9 Prozent ins Abgeordnetenhaus geschafft. Bundesweite Umfragen sehen die Piratenpartei mittlerweile bei 7 %. „Die Piraten entern die Politik!“, heißt es nun.

Was will uns das sagen? Ich glaube eines ganz entscheidend: Gerade die CDU als große Volkspartei muss neue Entwicklungen erkennen, sich ständig weiterentwickeln und darf nicht stehen bleiben. 

Vor allem aber dürfen wir eines nicht aus den Augen verlieren: 

Für eine zukunftsgerechte Politik eintreten. Auf den Bürger zugehen. Ihn bei der Hand nehmen.

Nur so sind in Zukunft Wahlen zu gewinnen. Auf Dauer will der Bürger eben mehr sehen als nur ein paar gehisste Piratenflaggen.


Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Freundinnen und Freunde,

Sven von Ungern-Sternberg muss ich Ihnen in Freiburg eigentlich gar nicht mehr vorstellen.

Er war von 1998 bis 2007 Regierungspräsident des Regierungsbezirks Freiburg.

1971 wurde er für die CDU in den Stadtrat der Stadt Freiburg gewählt und bereits 1973 Fraktionsvorsitzender der CDU im Gemeinderat. Von 1973 bis 1978 war Dr. Sven von Ungern-Sternberg als Sozial- und Verkehrsdezernent beim Landratsamt Emmendingen tätig.
In seiner Funktion als hauptamtlicher Bürgermeister der Stadt Freiburg hat er über 20 Jahre die Freiburger Politik entscheidend geprägt.

Es ist uns eine besondere Ehre, dass Sie, lieber Herr von Ungern-Sternberg, in diesem Jahr zu uns sprechen.

Sie haben das Wort!
